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BERICHTE UND KRITIK 


DIE FORMALE ALLGEMEINHEIT DES MATERIELLEN GESETZES 
Von Willem G. van der Velden, Utrecht 
Einleitung 


In den europäischen Ländern, wie in der Bundesrepublik Deutschland, 
der Schweiz und den Niederlanden, wird ein „gespaltener“ oder „doppel- 
ter“ Gesetzesbegriff angewandt.! Unterschieden wird zwischen dem Gesetz 
in „formalem“ und in „materiellem“ Sinne. Im ersten Fall wird der Begriff 
nach seiner Herkunft charakterisiert, im zweiten Fall nach seinem Inhalt. 


Dieser Unterschied ist in verschiedener Hinsicht kritisiert worden.? Es 
gibt außerdem keine Einstimmigkeit über den genauen Inhalt beider 
Begriffe. Insbesondere beziehen sich die Meinungsverschiedenheiten auf die 
Frage, ob die sogenannte „formale Allgemeinheit“ ein Merkmal des mate- 
riellen Gesetzesbegriffes sei. Meistens wird formale Allgemeinheit in dem 
Sinne verstanden, daß das Gesetz sich auf einen unbestimmten Personen- 
kreis und eine unbestimmte Anzahl von Fällen bezieht. Ähnliche Meinungs- 
verschiedenheiten können wir auch hinsichtlich des Begriffes der Rechtsre- 
gel feststellen: die (formale) Allgemeinheit der Rechtsregel ist umstritten.3 


Die Bestimmung des materiellen Gesetzesbegriffes mittels des Kriteriums 
der Allgemeinheit hat ein praktisches und ein theoretisches Interesse. Auf 
diese Weise wird in der Rechtspraxis zwischen allgemeinen und nichtall- 
gemeinen Regelungsformen unterschieden, mit denen unterschiedliche 
Rechtsfolgen verbunden sind und bei denen die Art des Rechtsschutzes dif- 
ferenziert behandelt wird.4 Das theoretische Interesse besteht erstens darin, 
daß wir mittels dieses Kriteriums Regelungsformen unterscheiden und all- 
gemeine Rechtsnormen oder Rechtsregeln und individuelle Rechtsnormen 
voneinander abgrenzen können. Zweitens hat das theoretische Interesse seit 
der Entwicklung einer Disziplin Anfang der siebziger Jahre, die als „Gesetz- 
gebungstheorie“ (oder als „Gesetzgebungswissenschaft“, „Gesetzgebungs- 
lehre“) bezeichnet wird, zugenommen. Der Begriff des materiellen Gesetzes, 


1 C. Starck, Der Gesetzesbegriff des Grundgesetzes, Baden-Baden 1970, S. 73 - 76. 

2 E. Wolf, Der Begriff Gesetz, in: W. G. Becker und L. Schnorr von Carolsfeld 
(Hrsg.), Sein und Werden im Recht, Festschrift für Ulrich von Lübtow, Berlin 1970, S. 
109 - 135; J. Rödig, Zum Begriff des Gesetzes in der Rechtswissenschaft, in: J. Rödig 
(Hrsg.), Studien zu einer Theorie der Gesetzgebung, Berlin 1976, S. 5 - 48; F. R. Böht- 
lingk/J. H. A. Logemann, Het wetsbegrip in Nederland, Alphen aan den Rijn 1966. 

3 Vgl. F. R. Böhtlingk/J. F. Glastra van Loon, Het begrip rechtsregel, in: Rechtsge- 
leerd Magazijn Themis (1959) Nr. 1, S. 3 - 22. 

4 Rödig (FN 2), S. 6, 7, 42. 
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wenigstens der Rechtsregel, ist eine notwendige — aber nicht hinreichende — 
Bedingung, um das materielle Objekt dieser Disziplin abzugrenzen’ und die 
Gesetzgebungstheorie, mit der Methode der Gesetzgebung als einer ihrer 
Forschungsfelder, zum Beispiel von der Theorie und Methode der Rechtsfin- 
dung zu unterscheiden. 


Manche Autoren sind der Meinung, daß Allgemeinheit kein Merkmal des 
materiellen Gesetzesbegriffes sei. Bekannt ist Labands Bemerkung, daß All- 
gemeinheit „nur ein Naturale, nicht ein Essentiale“ dieses Begriffes bilde.® 
Andere gehen einen Schritt weiter und behaupten, daß Allgemeinheit kein 
Merkmal des materiellen Gesetzesbegriffes oder des Rechtsregelbegriffes 
sein könne, weil dieses Merkmal nicht präzisiert werden könne. Vor allem 
Jürgen Rödig hat diese Auffassung vertreten und andere, wie Hotz, Kinder- 
mann und Klug, sind ihm darin gefolgt.” 


Wir werden darlegen, daß diese Kritik nicht berechtigt ist. Dagegen kann 
das Merkmal der formalen Allgemeinheit präzisiert werden und als solches 
als Kriterium der Begriffe „materielles Gesetz“ und „Rechtsregel“ benutzt 
werden. Wir werden dazu folgendermaßen verfahren. Zunächst wird die 
Bedeutung des Ausdrucks „formale Allgemeinheit“ erklärt (Par. 1). Dann 
erörtern wir die Auffassung Rödigs, und kritisieren diese (Par. 2). Zuletzt 
zeigen wir, in welcher Weise Allgemeinheit als Kriterium zu präzisieren ist 
(Par. 3). 


I. Formale Allgemeinheit und ideale formale Allgemeinheit 


Der Ausdruck „allgemein“ (oder „Allgemeinheit“), der in der Rechts- 
praxis, Rechtswissenschaft und Wissenschaftstheorie verwendet wird, ist 
mehrdeutig und vage. Andere Ausdrücke werden als Synonyme benutzt, 
zum Beispiel „generell, universell“ oder „abstrakt“. Die Bedeutung versucht 
man öfters dadurch zu erhellen, daß man sie mit unterschiedlichen Aus- 
drücken kontrastiert, wie „konkret, partikular, individuell, speziell“. 
Außerdem wird der Ausdruck auf verschiedene Phänomene angewandt: 
Fälle, Propositionen, Begriffe, Gesetze, Regeln und Normen. Wir werden uns 
beschränken und uns mit zwei Bedeutungen des Ausdrucks, nämlich mit der 
formalen Allgemeinheit — des Rechtsgesetzes® — und mit dem Sonderfall, 
dem der idealen formalen Allgemeinheit beschäftigen. Danach bestimmen 
wir, welche Bedeutung formaler Allgemeinheit in bezug auf Rechtsgesetze 
und Rechtsregeln vorausgesetzt wird. 


5 Auch Begriffe, die Beziehungen zwischen Gesetzgebung und damit zusammen- 
hängenden Phänomenen zum Ausdruck bringen, müssen verwendet werden. 

6 P. Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches. Zweiter Band, Tübingen 
1911, S. 2. 

? Vgl. H. Kindermann, Gesetzgebung als Forschungsaufgabe, ZRP (1983) Heft 8, 
S. 204; R. Hotz, Methodische Rechtssetzung, Zürich 1983, S. 100; U. Klug, Die Bedeu- 
tung Jürgen Rödigs für die Entwicklung der Gesetzgebungstheorie, in: H. Schäffer 
und O. Triffterer (Hrsg.), Rationalisierung der Gesetzgebung, Baden-Baden 1984, 
S. 29 - 30. 

8 Weiter werden wir auch diesen Ausdruck anstatt „Gesetz im materiellen Sinne“ 
verwenden. 


Die formale Allgemeinheit des materiellen Gesetzes 331 


1. Formale Allgemeinheit 


Von „materieller Allgemeinheit“ ist die Rede, wenn der Begriff des 
Rechtsgesetzes nach inhaltlichen Kriterien bestimmt wird, wie zum Beispiel 
bei Thomas von Aquin.® Formale Allgemeinheit definiert den Ausdruck 
„Gesetz“ in bezug auf zwei Mengen, die Menge von Personen, an die das 
Gesetz gerichtet ist, und die Menge von Fällen, die das Gesetz regelt. Im 
ersten Fall ist auch von „Generalität“, im zweiten Fall auch von „Abstrakt- 
heit“ die Rede. In beiden Fällen wird unter „formaler Allgemeinheit“ ver- 
standen: eine unbestimmte Zahl oder Vielheit.10 


Diese Terminologie stammt von Volkmar. Volkmar unterscheidet drei 
Fälle der formalen Allgemeinheit, wobei er vier Kombinationen erkennt: 


Zahl der Fälle Zahl der Adressaten 


„abstrakt-generell“ unbestimmt unbestimmt 
| formale 


„Konkret-generell“ bestimmt unbestimmt Allgemeinheit 


„abstrakt-speziell“ unbestimmt bestimmt 


„konkret-speziell“ bestimmt bestimmt 


Starck übt an dieser Einteilung Kritik. Sein erster Einwand ist, die Termi- 
nologie verschleiere, daß sowohl Fall als auch Adressat entweder als Gat- 
tung oder individuell bezeichnet werden könnten. Die Ausdrücke „generell“ 
und „speziell“ brauchten nicht auf Personen beschränkt zu werden. Der 
zweite Einwand ist, die Beziehungen „abstrakt“ und „konkret“ seien unan- 
gemessen. Diese Termini trennen zwei Welten, die Sprache und die Wirk- 
lichkeit. Innerhalb der (Rechts-)Sprache könne man Grade der Abstraktion 
feststellen. Der Fall „Betrug“ sei zum Beispiel in einem hohen Maße 
abstrakt, während das Verbot, Hunde auf Menschen zu hetzen, weniger 
abstrakt sei. Das Maß an Generalität decke sich also durchaus nicht mit dem 
Grad der Abstraktheit. Das erwähnte Verbot betreffe eine große Gattung 
von Fällen, sei aber wenig abstrakt. Der höchst abstrakte Tatbestand 
„Betrug“ grenze durch die vielen Einzelmerkmale die Gattung der strafba- 
ren Fälle verhältnismäßig streng ein.!! Beide Einwendungen beeinträchti- 
gen Volkmars Einteilung nicht. Diese verdeutlicht, daß ein Gesetz in bezug 
auf die Menge von Personen allgemein (unbestimmt) sein kann, dagegen 
nicht in bezug auf die Menge von Fällen oder umgekehrt; daß ein Gesetz all- 
gemein sein kann in bezug auf beide oder keine von diesen Mengen. Die 
Bedenken gegen die Terminologie können leicht beseitigt werden. Anstatt 
„generell“ und „abstrakt“ werden andere Ausdrücke verwendet, zum Bei- 


°? Bei Thomas zeigt sich die materielle Allgemeinheit u.a. in der Ausrichtung des 
Gesetzes auf das allgemeine Wohl. Starck (FN 1), S. 114. 

10 Ebd., S. 54; Rödig (FN 2), S. 9, 21. 

ll Starck (FN 1), S. 202, Anm. 8. 
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spiel die Bezeichnung „Adressat-Allgemeinheit“ (eine unbestimmte Zahl 
von Personen) und „Fall-Allgemeinheit“ (eine unbestimmte Zahl von Fäl- 
len). 


2. Ideale formale Allgemeinheit 


In der Theorie der Französischen Revolution versteht man unter „Gesetz“ 
„die vom Gesetzgeber gesetzten allgemeinen Regeln, die den Bürgern etwas 
gebieten oder verbieten. “12 Dieser Gesetzesbegriff, bei dem das Gesetz Aus- 
druck der menschlichen Vernunft ist, weist eine große Ähnlichkeit mit dem 
naturwissenschaftlichen Gesetzesbegriff auf. 


Die Allgemeinheit der Rechtsregel bezieht sich nach dieser Auffassung 
auf vier Elemente: 


1. den räumlichen Geltungsbereich der Rechtsregel. Allgemeinheit bedeu- 
tet, daß die Regel überall gilt (wie Naturgesetze überall gelten); 

2. den zeitlichen Geltungsbereich der Rechtsregel. Allgemeinheit bedeutet, 
daß die Rechtsregel immer gilt und deshalb nicht verändert werden oder 
verschwinden kann (wie Naturgesetze sich nicht ändern können oder 
verschwinden können); 

3. den Tatbestand, mit dem die Rechtsregel bestimmte Rechtsfolgen verbin- 
det. Der Tatbestand muß eine Tatsache sein, die sich immer wiederholen 
läßt und überall vorkommen kann (wie der Anwendungsfall des Naturge- 
setzes sich immer wiederholen läßt und überall vorkommen kann); 

4. das Rechtssubjekt, das heißt das Subjekt, an welches die Regel adressiert 
ist. Diese Allgemeinheit bedeutet, daß die Rechtsregel etwas über das 
Verhalten aller Menschen bestimmt (wie die Menschen auch in ihrer 
Gesamtheit den Naturgesetzen unterworfen sind). 


Bezüglich des dritten und vierten Elements werden folgende drei Bedin- 
gungen gestellt. Das Rechtssubjekt darf nicht individuell bezeichnet sein. 
Die Wahrheit und das Gesetz gelten für alle und kennen keine individuellen 
Merkmale oder Gruppenmerkmale. Bestimmte Ausnahmen sind erlaubt. 
Zum Beispiel Unterscheidungen wie Mann/Frau, minderjährig/ volljährig, 
weil sie „natürlich“ sind („derivent de la nature des choses“). Mit anderen 
Worten, bestimmte Gattungs- oder Klassennamen dürfen verwendet werden 
und zwar insbesondere die vorgegebenen, nicht-juristischen (natürlichen 
oder sozialen) Klassifikationen.!? In bezug auf den Tatbestand wird gefor- 
dert, daß er nicht an die Existenz individuell bestimmter Personen gebun- 
den ist. Würde diese Bedingung nicht gestellt, dann wäre das Verbot „für 
alle Säufer, Getränke bei Kneipenwirt P zu kaufen“ individuell, dagegen 
das Verbot „für Kneipenwirt P, Getränke an alle Säufer zu verkaufen“ all- 
gemein.!* Außerdem soll der Tatbestand ein Fall sein, der wiederholbar ist. 
Vergleichen wir folgende Sätze: 


12 Für die Erörterung dieser Theorie: Böhtlingk / Logemann (FN 2), S. 14ff. 

13 Kritisch zu dieser Bedingung Starck (FN 1), S. 55, 206 ff. 

14 Böhtlingk /Logemann (FN 2), S. 30. Der erste Satz ist Adressat-allgemein und 
nicht Fall-allgemein; der zweite Satz ist Fall-allgemein und nicht Adressat-allge- 
mein. 
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— „Wenn jemand Kindermann mißhandelt, dann soll er bestraft werden mit 
— „Wenn jemand Kindermann mit tödlichem Ausgang mißhandelt, dann soll 
er bestraft werden mit ...“. 


Beide Sätze entsprechen nicht der Bedingung, daß der Tatbestand nicht 
an die Existenz individuell bestimmter Personen gebunden ist. Der letztere 
Satz verletzt noch dazu die Bedingung der Wiederholbarkeit. In der Lehre 
der formalen Allgemeinheit wird in bezug auf das dritte oder vierte Element 
außerdem gefordert, daß die Mengen für Ausdehnung oder Einschränkung 
geeignet sind. 


3. Formale Allgemeinheit des Rechtsgesetzes und der Rechtsregel 


Außer der Adressat-Allgemeinheit und der Fall-Allgemeinheit werden bei 
der erwähnten Auffassung noch zwei Formen unterschieden, die Allgemein- 
heit in bezug auf den räumlichen Geltungsbereich („Raum-Allgemeinheit“) 
und auf den zeitlichen Geltungsbereich („Zeit-Allgemeinheit“). Formale 
Allgemeinheit bedeutet dann nicht länger eine unbestimmte Vielheit, son- 
dern schlichtweg „Unbestimmtheit“. Wenn man aber nicht mehr glaubt, daß 
das Gesetz die Wahrheit ist, dann ist es nicht mehr notwendig, die Allgemein- 
heit in einem so extremen Sinne zu verstehen. Heutzutage wird „Raum-Allge- 
meinheit“ nicht mehr als eine Bedingung für das Rechtsgesetz oder die 
Rechtsregel gefordert. Sie sind immer auf einen spezifischen (räumlichen) Gel- 
tungsbereich, auf irgendeine Rechtsordnung bezogen. Wir können uns aber 
fragen, ob nicht auch die Bedingung der „Zeit-Allgemeinheit“ aufgegeben 
werden soll. Es kann nämlich nicht mehr gefordert werden, daß das Gesetz 
oder die Rechtsregel für immer, sondern nur, daß sie für einen unbestimm- 
ten Zeitraum gelten. Faktisch wird die Bedingung der Zeit-Allgemeinheit 
verletzt oder, wenn man will, mit dem Phänomen der Zeitgesetze aufgege- 
ben („sunset legislation“).!5 


Sowohl im theoretischen als auch im praktischen Bereich stellt sich die 
Frage, welche Formen der Allgemeinheit wir fordern.!® Für die zu erör- 
ternde Kritik gehen wir von der Annahme aus, daß sowohl Adressat-Allge- 
meinheit als auch Fall-Allgemeinheit Bedingungen für die Begriffe des 
Rechtsgesetzes und der Rechtsregel sind. Wir werden weiter den Ausdruck 
„formale Allgemeinheit“ in diesem engeren Sinn verwenden. Das Problem 
ist jetzt nicht mehr, was wir unter „Allgemeinheit“ (im erweiterten Sinn) 
verstehen: 


15 Vgl. R. L. Hicks, Sunset legislation, in: F. M. Zweig (Hrsg.), Evaluation in Legis- 
lation, Beverly Hills 1979, S. 17 - 27; H. Kindermann, Entwicklungsstand legistischer 
Richtlinien des deutschen Sprachraums, in: T. Öhlinger (Hrsg.), Methodik der Gesetz- 
gebung, Wien 1982, S. 222 - 225. 

16 Nicht auszuschließen ist, daß zwei verschiedene Rechtsgesetzesbegriffe zu 
formulieren sind, und zwar einer für deskriptive und einer für präskriptive Verwen- 
dung. Für die präskriptive Verwendung fordert zum Beispiel Schneider nur eine Form 
formaler Allgemeinheit, die Fall-Allgemeinheit. H. Schneider, Gesetzgebung, Heidel- 
berg 1982, S. 21 - 22. 
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Bedeutungen der „formalen Allgemeinheit“ 


„Adressat-Allgemeinheit“: die Menge der Adressaten ist unbestimmt 


„Fall-Allgemeinheit“: die Menge der Fälle ist unbestimmt 
„Raum-Allgemeinheit“: der räumliche Geltungsbereich ist unbestimmt 


„Zeit-Allgemeinheit“: der zeitliche Geltungsbereich ist unbestimmt 


Das Problem ist, ob und wenn ja, welche Kriterien oder Anwendungsbe- 
dingungen es für Adressat- und Fall-Allgemeinheit gibt. Wann sind ein Satz 
oder eine Satzsequenz (adressat- und fall-Jallgemein, damit sie als Gesetz 
oder Rechtsregel gelten können? Für diese Frage ist folgende Unterschei- 
dung wichtig: 


Wir müssen einen Unterschied machen zwischen demjenigen, was wir 
„direkt formale“ und „indirekt formale Allgemeinheit“ nennen werden. Die 
Bedingungen für formale Allgemeinheit können sich auf die Sätze beziehen, 
in denen das Rechtsgesetz oder die Rechtsregel formuliert worden ist, oder 
auf den Anwendungsbereich („domain of reference“) der Sätze. Wenn die 
formale Allgemeinheit in dem Satz (oder der Satzsequenz) zum Ausdruck 
kommt, dann sprechen wir von „direkt formaler Allgemeinheit“. Beispiele 
sind Ausdrücke wie „alle“, „jede“, „jeder, der“, „derjenige, der“ und nicht 
-deiktisch verwendete Klassenbezeichnungen wie „Menschen, die“, „Stoffe, 
bei denen“ (anstatt „dieser Mensch“, „dieser Stoff“). Wir sprechen von 
„indirekt formaler Allgemeinheit“, wenn wir die formalen Allgemeinheits- 
bedingungen meinen, die sich auf den Anwendungsbereich des Satzes bezie- 
hen, wie zum Beispiel die Bedingung der „Wiederholbarkeit“ des Falles. 


II. Die Auffassung Jürgen Rödigs und Kritik 


Im letzten von Rödig veröffentlichten Aufsatz übt er Kritik am materiel- 
len Gesetzesbegriff, der mittels formaler Allgemeinheit charakterisiert 
wird. Rödig versucht in diesem Aufsatz, die formale Allgemeinheit zu präzi- 
sieren. Sein Gedankengang ist dabei, daß wir, wenn diese Präzisierung 
gelingt, mit Recht aufgrund des formalen Allgemeinheitskriteriums zwi- 
schen Gesetz im materiellen Sinne und sonstigen Regelungsformen unter- 
scheiden. Scheitert aber dieser Versuch, dann werden wir ein anderes Krite- 
rium finden müssen, um den materiellen Gesetzesbegriff zu charakterisie- 
ren, oder werden wir einen anderen Gesetzesbegriff formulieren müssen. 
Rödig kommt schließlich zu dem Schluß, daß der durch formale Allgemein- 
heit charakterisierte Gesetzesbegriff zu ersetzen ist. Auf die Alternative, die 
er vorschlägt, werden wir nicht eingehen.!” Wir werden zunächst seine 
wichtigsten Argumente gegen die Möglichkeit, den materiellen Gesetzesbe- 
griff mittels formaler Allgemeinheit zu charakterisieren erwähnen, um sie 
dann zu widerlegen. Wir verwenden dazu den Unterschied zwischen direkt 
formaler und indirekt formaler Allgemeinheit. 


17 Rödig (FN 2), S. 43. 
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Bei direkt formaler Allgemeinheit kommt die Allgemeinheit in der 
Formulierung des Gesetzes oder der Rechtsregel zum Ausdruck. Nach Rödig 
können wir versuchen, diese direkt formale Allgemeinheit mit Hilfe prädi- 
katlogischer Formalisierungen zu präzisieren. Sie kann mittels Individuen- 
variablen und Quantoren repräsentiert werden. Rödig gibt einige Beispiele: 


1. wenn jemand die Geburt vollendet hat, dann ist er rechtsfähig. 
2. für jeden gilt, wenn er die Geburt vollendet hat, dann ist er rechtsfähig. 


Gehen wir davon aus, daß der Wertbereich der Variablen „p“ die Menge 
von (Eigen-)namen von Rechtsgenossen ist, „Gb!“ für die Eigenschaft steht, 
die Geburt vollendet zu haben, und „Rf!“ für die Eigenschaft, rechtsfähig zu 
sein, dann kann folgendermaßen formalisiert werden: 


a5 „Gb'p FEIN Rf!p“ 
(2’) Vp(Gb'p > Rf'p)“ 18 


In diesen Beispielen kommt die Adressat-Allgemeinheit auf zweierlei 
Weise zum Ausdruck. In (1) und (1’) beziehungsweise durch die Verwendung 
des Ausdrucks „jemand“ und der Individuenvariablen „p“. Wir wissen dann 
nicht, um wieviele oder um welche Rechtsgenossen es sich handelt. In (2) 
und (2’) beziehungsweise durch die Verwendung des Ausdrucks „jeden“ und 
des Quantors. In diesem Fall wird ausdrücklich erwähnt, daß es jedes Glied 
der Menge von Rechtsgenossen betrifft. Nach Rödig kann die direkt formale 
Allgemeinheit in den Sätzen (1) und (2) nicht adäquat durch die Formalisie- 
rungen in den Sätzen (1’) und (2’) präzisiert werden. Er gibt dafür verschie- 
dene Argumente und formale Beweise. So kann zum Beispiel aus jeder Aus- 
sage generalisierter Fassung eine Aussage abgeleitet werden, die nicht gene- 
ralisiert ist und umgekehrt.!? Außerdem kann man nicht behaupten, daß 
eine Aussage allgemein ist, wenn keine Individuenkonstanten in ihr vor- 
kommen. Denn mit Hilfe der sogenannten Kennzeichnungen (z.B. „Die 
Königin der Niederlande“ anstatt „Beatrix“) und Prädikate (z.B. „die 
Rödig-Bigenschaft“ anstatt „Rödig“) können Individuennamen ersetzt wer- 
den (und umgekehrt). Und es gibt kein logisches Kriterium, das uns verbie- 
tet, Individuennamen durch Kennzeichnungen oder Prädikate zu ersetzen.?° 
Wir können seine Schlußfolgerung in der erwähnten Terminologie folgen- 
dermaßen formulieren: die direkt formale Allgemeinheit eines Satzes oder 
einer Formel ist keine Garantie dafür, daß der Satz oder die Formel - indi- 
rekt — formale Allgemeinheit zum Ausdruck bringt. Jedenfalls können keine 


18 „Für alle p gilt, wenn p die Eigenschaft hat, die Geburt vollendet zu haben, dann 
ist p rechtsfähig“. Rödig (FN 2), S. 21 - 22. 

19 So leitet er zum Beispiel aus „Rf'pe,“ ab: V p(pe, = p > Rf! p), wobei „pe,“ steht 
für eine bestimmte Person. Es wäre interessant, wenn V p(Rf'p) abgeleitet werden 
könnte, aber das ist leider nicht möglich. Das auf dieses Beispiel gegründete Argu- 
ment kann entkräftet werden, indem gefordert wird, daß die Aussage „wesentlich 
generell“ ist, d.h. daß sie nicht zu reduzieren zu singulären Aussagen (wie „Rf'pe:“) 
ist. (FN 2), S. 24. 

20 Rödig (FN 2), S. 25 - 26. 
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logischen Kriterien angegeben werden, die die formale Allgemeinheit eines 
Satzes garantieren. 


2. Indirekt formale Allgemeinheit 


Bei indirekt formaler Allgemeinheit hat ein Satz (oder haben Sätze), ins- 
besondere ein Gesetz oder eine Rechtsregel, einen Anwendungsbereich, der 
formal allgemein ist. Allgemeinheit oder unbestimmte Vielheit kann nach 
Rödig in zweierlei Bedeutung aufgefaßt werden. 


Die einschlägigen Mengen (von Adressaten und Fällen) enthalten eine 
endliche Zahl von Elementen, aber die Zahl von Elementen ist unbestimmt. 
Die Menge kann ein oder zehn, viele oder wenige Elemente enthalten. Fol- 
gendes Beispiel kann das verdeutlichen (während sich zugleich die direkt 
formale Allgemeinheit herausstellt). Angenommen, es gehe um eine Menge 
mit einem Element (die sogenannte „unit-class“), zum Beispiel die Menge 
aller Personen, die Königin der Niederlande sind. Wir möchten dann eine 
Rechtsregel der folgenden Form erstellen: „für alle x gilt, wenn x Königin 
der Niederlande ist, dann soll x ...“. In solchen Fällen haben wir es damit zu 
tun, was Rödig als „den Wolf des Einzelfallgesetzes im Schafspelz der Gene- 
ralisierung“ bezeichnet.?! Das Beispiel zeigt, daß direkt formale Allgemein- 
heit kein (hinreichendes) Kriterium für die formale Allgemeinheit der 
Gesetze oder Rechtsregeln sein kann. Direkt formale Allgemeinheit liegt in 
diesem Beispiel vor, jedoch keine indirekt formale Allgemeinheit. Es stellt 
sich heraus, daß die Menge von Adressaten faktisch aus einer endlichen Zahl 
von Elementen, aus einer bestimmten Zahl von Elementen und insbesondere 
aus nur einem Element besteht. Es gibt kein logisches Kriterium, aufgrund 
dessen bestimmt werden kann, wie die Vielheit von der Wenigkeit abzugren- 
zen ist und wie viele Elemente die Menge - mindestens oder höchstens - ent- 
halten soll, damit sie formal allgemein sei.2? Für die formale Allgemeinheit 
in diesem Sinne können keine, wenigstens sich nicht auf ein logisches Krite- 
rium gründende Anwendungsbedingungen formuliert werden. 


Die einschlägigen Mengen (von Adressaten und Fällen) bestehen aus einer 
unendlichen Zahl von Elementen. Rödig bemerkt, daß dieses Kriterium 
nicht nur im einschlägigen Schrifttum nicht verwendet wird, sondern auch 
mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit für inadäquat 
gehalten würde. Eines seiner Argumente lautet, daß zum Beispiel die Menge 
von Rechtsgenossen oder Wehrpflichtigen nicht unendlich sei.23 Ein anderes 
Argument beruht auf seinem regelungstheoretischen Ansatz. Die Bedingung 
der Unendlichkeit des Anwendungsbereichs sei nicht nur keine notwendige 
sondern auch keine hinreichende Bedingung für die Gesetzeseigenschaft der 
Rechtsregeln. Auch bei individuellen Regelungen könne es sich um eine 
unendlich große Menge handeln. Er nennt als Beispiel einer solchen Rege- 
lung die individuelle Verpflichtung, jemandem DM 1000,- zu zahlen, die 
hinsichtlich der verwendeten Münzen oder Scheine auf vielerlei Art und 


21 Ebd., S. 26. 
22 Ebd., S. 23, 27. 
23 Ebd., S. 23 - 24. 
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Weise eingelöst werden kann.” Nach dieser Analyse zeigt Rödig, daß auch 
die Versuche, die eine materielle Bestimmung der Allgemeinheit anstreben, 
wie zum Beispiel in dem Sinne, daß ein Mindestmaß an „Gerechtigkeitsge- 
halt“ erreicht wird, scheitern müssen. Aufgrund logischer Analysen kommt 
er zur allgemeinen Schlußfolgerung, daß es unmöglich sei, Allgemeinheit 
formal oder inhaltlich zu präzisieren.2 


Jedoch ist diese Schlußfolgerung unhaltbar und voreilig. Wir werden 
zunächst Kritik an seiner Argumentation und dann an seiner Methode üben. 


3. Kritik 


Mit Recht behauptet Rödig, daß direkt formale Allgemeinheit keine 
Garantie für die indirekt formale Allgemeinheit sei. Bloß aufgrund der 
Formulierungsweise eines Satzes oder einer Formel kann nicht gewährlei- 
stet werden, daß es sich faktisch um eine unbestimmte Vielzahl von Adres- 
saten oder Fällen handelt. Diese Feststellung ist, wie wir sehen werden, 
nicht neu und verkennt die Bedeutung der direkt formalen Allgemeinheit als 
einer notwendigen Bedingung für die formale Allgemeinheit eines Satzes. 
Sein Argument hinsichtlich der ersten Bedeutung indirekt formaler Allge- 
meinheit (eine endliche Menge, bei der die Zahl der Elemente unbestimmt 
ist) genügt nicht. Wenn es kein logisches Kriterium gibt, um festzustellen, 
aus wievielen Elementen eine Menge mindestens oder höchstens bestehen 
muß, dann muß geprüft werden, ob es vielleicht sonstige nicht-logische Kri- 
terien gibt, um Allgemeinheit in diesem Sinne zu präzisieren. Hinsichtlich der 
zweiten Bedeutung indirekt formaler Allgemeinheit nennt Rödig zwei Argu- 
mente. Er bemerkt zutreffend, daß es sich in den erwähnten Beispielen um 
Mengen handelt, die faktisch endlich sind. Aber wie er ebenfalls bemerkt, 
wird das Kriterium der Unendlichkeit nicht vorgeschlagen. Das zweite 
Argument ist ungenügend. Von unbestimmter Vielheit im Sinne der Unend- 
lichkeit, wenigstens einer unendlich großen Zahl, ist zwar auch die Rede bei 
individuellen Regelungen. Deshalb kann dieses Kriterium keine hinreichende 
Bedingung für das Rechtsgesetz oder die Rechtsregel sein. Gefordert war 
aber Allgemeinheit bezüglich der Mengen von Adressaten und Fällen, nicht 
bezüglich des Regelungsspielraums, der Menge von Möglichkeiten, wie man 
sich (nicht) verhalten soll. Bei individueller Regelung ist zwar (auch) die 
Rede von einer unendlichen Zahl von Verhaltensalternativen, aber gerade 
nicht von einer unbestimmten Zahl von Adressaten, von Adressat-Allge- 
meinheit und deswegen, wenn wir Adressat-Allgemeinheit als Bedingung 
voraussetzen, nicht von einem Rechtsgesetz oder einer Rechtsregel. 


Von Bedeutung ist hier besonders, daß die Methode Rödigs unangemessen 
ist. Er beweist, daß formale Allgemeinheit nicht durch logische Repräsenta- 
tion zu präzisieren ist. Demzufolge lehnt er die formale Allgemeinheit als 
ein Merkmal des Rechtsgesetzes oder der Rechtsregel ab. Diese Folgerung ist 
aber voreilig. Wir müssen doch die Frage, ob formale Allgemeinheit präzi- 
siert werden kann, unterscheiden von der Frage, ob sie (die formale, nicht 


24 Ebd., S. 35 - 37. 
2 Ebd., S. 38ff., 42. 
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die materiale oder inhaltliche Allgemeinheit) mittels prädikatlogischer 
Symbole und Formeln zu präzisieren ist. Außerdem nimmt er eine Position 
ein, die etwas merkwürdig ist. Er bemerkt, daß (ähnliche) Schwierigkeiten 
auftreten, wenn man die Gesetzesartigkeit von Naturgesetzen anhand der 
Zahl von Anwendungsfällen begrifflich zu fassen versucht.26 Trotz dieser 
Verweisung berücksichtigt er die im wissenschaftstheoretischen Schrifttum 
vertretene Auffassung über diese Problematik nicht. In diesem Schrifttum 
zeigt sich, daß: 


— die Kennzeichnung der Gesetzesartigkeit naturwissenschaftlicher Aussa- 
gen mit Hilfe prädikatlogischer Formeln, insbesondere die Formulierung 
des Allsatzes konditioneller Form, nicht nur unzureichend, sondern auch 
unangemessen ist; 

— Kriterien für eine Präzisierung der Universalität gesetzesartiger Aussa- 
gen zu formulieren sind.?? 


Wir werden auf eine Darlegung des ersten Problems verzichten. Im 
Schlußparagraphen werden wir zuerst die Bedingungen für die Universali- 
tät naturwissenschaftlicher gesetzesartiger Aussagen angeben und danach 
die Bedingungen für die formale Allgemeinheit des Rechtsgesetzes und der 
Rechtsregel. 


HI. Die Präzisierung formaler Allgemeinheit 


1. Bedingungen für die Universalität2® naturwissenschaftlicher 
gesetzesartiger?? Aussagen 


Weil die universelle Konditionalform von Aussagen oder die Formalisie- 
rung dieser Form?’ für die Kennzeichnung der Gesetzesartigkeit naturwis- 
senschaftlicher Aussagen nicht reichten, haben Wissenschaftstheoretiker 
wie Hempel und Nagel andere Kriterien vorgeschlagen. Auch Hempel 
erkannte anfangs ungenügend, daß man einen Unterschied machen muß 
zwischen den Bedingungen hinsichtlich der Formulierung der Aussagen und 


26 Ebd., S. 28. Er erwähnt das gleiche Beispiel wie Hempel, nämlich eine gesetzes- 
artige Aussage, die sich auf die Newtonschen Gesetze gründet. Es zeigt sich nur, daß 
die Gesetzmäßigkeit geändert worden ist. Rödig spricht von „einem dreimal so großen 
Radius“ und Hempel von „einem zweimal so großen Radius“. C. G. Hempel, Aspects 
of scientific explanation and other essays in the philosophy of science, New York 
1970, S. 340. Auch Stegmüller, der sich auf Hempel stützt, spricht von „einem dreimal 
so großen Radius“. W. Stegmüller, Probleme und Resultate der Wissenschaftstheorie 
und Analytischen Philosophie, I. Band 2. Teil (Studienausgabe), Berlin 1969, S. 304. 
Aufgrund dieser und ähnlicher Übereinstimmungen kann vermutet werden, daß 
Rödig sich auf Stegmüller stützt und das könnte erklären, warum er die Möglichkei- 
ten, die Hempel gibt - siehe weiter unten — nicht benutzt. 

27 Die Präzisierung der Universalität löst aber noch nicht das Problem der Geset- 
zesartigkeit. 

28 Das heißt formale Allgemeinheit im Sinne von Z-Allgemeinheit, R-Allgemeinheit 
und Fall-Allgemeinheit. 

29 Ein Satz ist „gesetzesartig“, wenn er alle Merkmale eines generellen Gesetzes 
hat, außer eventuell dem Merkmal der Wahrheit. Hempel (FN 26), S. 265. 

30 Zum Beispiel: „Für alle p gilt, wenn p die Eigenschaft F hat, dann hat p die 
Eigenschaft G“ oder V p (Fp -> Gp). 


Die formale Allgemeinheit des materiellen Gesetzes 339 


den Bedingungen hinsichtlich des Anwendungsbereichs der Formulierung, 
und daß die Formulierung von Bedingungen der ersten Art für die Universa- 
lität dieser Aussagen nicht hinreicht.31 So hat er gefordert, daß nur bestimmte 
Prädikatausdrücke, die sogenannten rein qualitativen Prädikate („purely 
qualitative predicates“) in gesetzesartigen Aussagen vorkommen dürfen. 
Beispiele derartiger Prädikate sind „weich“ und „heißer als“, anstatt „mit- 
telalterlich“ oder „höher als der Kölner Dom“. Das Stellen solcher Bedin- 
gungen ist zwar nicht sinnlos, aber dennoch nicht hinreichend, wie wir vorhin 
gesehen haben; immer können die Bedingungen durch Umformulierung 
erfüllt werden. Gewiß sind notwendige Bedingungen für die direkte Univer- 
salität der Sätze zu formulieren, nämlich Bedingungen wie: 


la) Bezeichnungen, die sich auf bestimmte oder individuelle Objekte (wie 
Eigennamen, deiktisch verwendete Klassenbezeichnungen) und Raum- 
und Zeitstellen beziehen, dürfen nur nicht-wesentlich — also eliminier- 
bar -in den Sätzen vorkommen (starke Bedingung); 

1b) Ausdrücke, aufgrund deren die Endlichkeit des Anwendungsbereichs 
(die Menge der Anwendungsfälle) der Sätze abgeleitet werden kann, 
dürfen nicht in den Sätzen vorkommen (schwache Bedingung).3? 


Die letzte Bedingung ermöglicht, daß Ausdrücke wie in (1a) in (gesetzes- 
artigen) Sätzen auftreten können.?? Sie dürfen aber nicht in dem Teil des 
Satzes vorkommen, der den Anwendungsbereich bestimmt, das heißt im 
Antezedens des Bedingungssatzes. Außerdem darf der Satz nicht im logi- 
schen Sinne auf eine endliche Zahl von Anwendungsfällen beschränkt sein 
(sie soll „essentiell generalisierter Form“ sein). Mithin ist der Satz „jedes 
Element der Menge, die aus den Objekten a, b und c besteht, hat die Eigen- 
schaft F“ nicht gesetzesartig, weil sie logisch äquivalent ist mit Fa ^ F- 
b a Fc% 


Außer diesen Bedingungen werden Bedingungen gestellt, die sich auf den 
Anwendungsbereich der Sätze beziehen (indirekt formale Allgemeinheit). 
Auch in diesem Fall kann die Frage erhoben werden, wieviele Anwendungs- 
fälle ein Satz haben soll, um als Gesetz bezeichnet zu werden. Die Festset- 
zung einer bestimmten Zahl ist willkürlich.35 Um vorzubeugen, daß ein 
gesetzesartiger Allsatz „inhaltslos wahr“ („vacuously true“) ist, wie zum 
Beispiel „Alle Einhorne sind schwarz“, müssen wir bedingen, daß es zumin- 
dest einen Anwendungsfall gibt. Aber sogar diese Bedingung ist zu streng. 
Manchmal wissen wir nicht, ob es wenigstens einen Anwendungsfall gibt, 
und sind wir doch bereit, einen Satz als eine gesetzesartige Aussage zu 


31 Hempel (FN 26), S. 268 - 269, Anm. 30. 

32 E. Nagel, The structure of science, London 1974, S. 59; Hempel (FN 26), S. 267 - 
268, 340. Unter „Anwendungsfall“ verstehen wir nicht dasjenige, was Hempel als 
„instance“ bezeichnet. Eine '„instance“ einer gesetzesartigen Aussage wie 
V x (Fx —> Gx) ist (Fa a Ga). Hempel (FN 26), S. 341. „Anwendungsfall“ in unserem 
Sinne ist der Fall aus dem Antezedens der gesetzesartigen Aussage konditioneller 
Form, also im gegebenen Beispiel „Fx“. 

3 Bedingung (1a) fordert Hempel für sogenannte Fundamentalgesetze. Bei solchen 
Gesetzen soll der Anwendungsbereich unendlich sein. Hempel, (FN 26), S. 267; Nagel 
(FN 32), S. 57. 

3t Hempel (FN 26), S. 340. 

35 Ebd., S. 341. 
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bezeichnen. Es könnte zum Beispiel sein, daß wir nicht wissen, ob es Kup- 
ferdrahtteile bei einer Temperatur von -270° Celsius gibt und daß wir trotz- 
dem den Satz „Kupferdrahtteile sind bei -270° Celsius gute Leiter der Elek- 
trizität“ als Gesetz andeuten.3® Auch die Unendlichkeit der Menge der 
Anwendungsfälle kann nicht als Bedingung gefordert werden. Ein Satz wie 
„Alle Eier der Rotkehlchen sind blaugrün“ fassen wir als eine gesetzesartige 
Aussage auf, obgleich die Menge der Eier von Rotkehlchen - in Vergangen- 
heit, Gegenwart und Zukunft — wahrscheinlich endlich ist. Trotzdem kön- 
nen wir Bedingung (1b) stellen; die Endlichkeit der Menge von Anwen- 
dungsfällen darf nicht nur aus den Ausdrücken im Satz abgeleitet werden. 
Dazu brauchen wir empirische Kenntnisse; dazu ist ein unabhängig erhalte- 
ner empirischer Beweis notwendig.37 


Dennoch können auch Bedingungen für den Anwendungsbereich des 
(gesetzesartigen) Satzes formuliert werden. Es sind folgende: 


2. der Anwendungsbereich des Satzes darf nicht auf Objekte beschränkt 
sein, die sich an einer bestimmten Raum- und Zeitstelle ereignen; 

3. die Zahl der geprüften Anwendungsfälle darf nicht mit der Menge mög- 
licher Anwendungsfälle zusammenfallen, und insbesondere darf diese 
Menge nicht für weitere Ausdehnung geschlossen sein.3® 


Diese Bedingungen sind weder syntaktische Bedingungen (wie: eine 
gesetzesartige Aussage soll ein Allsatz konditioneller Form sein), noch 
semantische Bedingungen (wie: in einer gesetzesartigen Aussage dürfen nur 
rein qualitative Prädikate vorkommen). Ebensowenig sind es pragmatische 
Bedingungen, im Sinne von Bedingungen zur Regulierung des Sprachge- 
brauchs (wie: bei der Formulierung einer gesetzesartigen Aussage dürfen 
keine Zeit- und Raumbestimmungen verwendet werden) oder im Sinne von 
Bedingungen, die in den unterschiedlichen Verwendungsmöglichkeiten der 
Sätze begründet sind (wie: eine gesetzesartige Aussage soll uns ermöglichen, 
irreale Konditionalsätze zu formulieren).3? Wir wollen sie als „epistemische“ 
Bedingungen bezeichnen, weil sie sich auf die Erkenntnis, über die wir ver- 
fügen, beziehen, Erkenntnis in bezug auf dasjenige, was im gesetzesartigen 
Satz geäußert wird.“ 


2. Bedingungen für die formale Allgemeinheit 
des Rechtsgesetzes und der Rechtsregel 


Wir haben einen Unterschied zwischen zwei Fragen gemacht, nämlich: 


— was bedeutet „formale Allgemeinheit“ und 

— welche Kriterien oder Anwendungsbedingungen können formuliert wer- 
den, damit ein Satz oder eine Satzsequenz als formal allgemein identifi- 
ziert werden kann? 


36 Nagel (FN 32), S. 60. 

3? Hempel (FN 26), S. 267; Nagel (FN 32), S. 59. 

38 Nagel (FN 32), S. 59, 63. 

39 Vgl. Stegmüller (FN 26), S. 300, 307, 312. 

4 Nagel spricht von „logischen“ oder „epistemischen“ Bedingungen. Nagel (FN 
32), S. 56. 
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Allgemeinheit wurde als formale Allgemeinheit aufgefaßt und vier Arten 
formaler Allgemeinheit wurden expliziert. Wir haben vorausgesetzt, daß 
Adressat- und Fall-Allgemeinheit Merkmale der Begriffe „Rechtsgesetz“ 
und „Rechtsregel“ sind. Für Naturgesetze wurde Raum-Allgemeinheit, 
Zeit-Allgemeinheit und Fall-Allgemeinheit gefordert. Adressat-Allgemein- 
heit kann nicht als ein Merkmal für diese Gesetze gefordert werden, weil 
Naturgesetze nicht „adressieren“. Umgekehrt kann Raum-Allgemeinheit 
nicht für Rechtsgesetze und Rechtsregeln vorausgesetzt werden, weil sienur 
innerhalb einer Rechtsordnung mit einem spezifischen (räumlichen) Gel- 
tungsgebiet gelten. Das gemeinsame Merkmal für beide Gesetztypen ist also 
Fall-Allgemeinheit. Es hat sich gezeigt, daß keine hinreichenden Bedingun- 
gen für formale Allgemeinheit formuliert werden können, die sich bloß auf 
die Formulierung der Rechts- oder Naturgesetze beziehen. Die Kritik an 
diesen sogenannten „DA-Bedingungen“ (d.h. Bedingungen für direkt 
formale Allgemeinheit) ist nur angemessen, insoweit versucht wird, sie als 
hinreichend zu kennzeichnen; sie können aber als notwendige Bedingungen 
bestimmt werden. Es sind zusammenfassend: 


DA-Bedingungen 
Für Rechtsgesetze und Rechtsregeln 


1. Bezeichnungen für individuelle Personen oder Fälle dürfen nicht in den 
Sätzen vorkommen; 


Für Naturgesetze 


2. Bezeichnungen, die sich auf bestimmte oder individuelle Objekte (wie 
Eigennamen, deiktisch verwendete Klassenbezeichnungen) und Raum- 
und Zeitstellen beziehen, dürfen nicht-wesentlich - also eliminierbar - in 
den Sätzen vorkommen; 

3. Ausdrücke, aus denen die Endlichkeit des Anwendungsbereichs (die 
Menge der Anwendungsfälle) der Sätze abgeleitet werden kann, dürfen 
nicht in den Sätzen vorkommen. 


Zwei Bemerkungen sind in diesem Zusammenhang wichtig. Vorausgesetzt 
ist, daß festgesetzt werden kann, was ein „bestimmter“ oder „individueller“ 
Fall (Person oder Objekt) ist. Dazu können Kriterien angegeben werden, die 
zum Beispiel auch von Rödig in einem seiner Werke verwendet worden 
sind.*l Weiter muß man Rücksicht auf eigentümliche Beispiele nehmen. Von 
einem individuellen Fall ist zum Beispiel nicht die Rede im Verbot, in einer 
bestimmten öffentlichen Straße während einer bestimmten Zeitspanne sich 
anzusammeln. Der Anwendungsfall bezieht sich zwar auf eine bestimmte 
Straße und auf eine bestimmte Zeitspanne, aber nicht auf einen bestimmten 
Zeitpunkt. Der Zeitraum ist nicht individualisiert worden. Der Fall ist „das 
Ansammeln - gleichviel wer — in einer bestimmten Straße und während 
einer bestimmten Zeitspanne“ und ist als solcher wiederholbar; die Zahl der 
Fälle ist unbestimmt. Bedingung (3) ist in bezug auf Rechtsgesetze oder 
Rechtsregeln nicht zur Sprache gekommen. Sie kann aber für Rechtsgesetze 
und Rechtsregeln uneingeschränkt gelten und außerdem auch hinsichtlich 
der Menge von Adressaten gefordert werden. 


#1 J. Rödig, Die Denkform der Alternative in der Jurisprudenz, Berlin 1969. 
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Außer den DA-Bedingungen haben wir sogenannte IA-Bedingungen 
(Bedingungen für indirekt formale Allgemeinheit) erwähnt. Es sind zusam- 
mengefaßt: 


IA-Bedingungen 
Für Rechtsgesetze und Rechtsregeln 


4. der Anwendungsbereich des Satzes darf sich nicht auf eine(n) bestimm- 
te(n) oder individuelle(n) Person oder Fall (bestimmte oder individuelle 
Personen oder Fälle) beschränken; 

5. insbesondere darf der Anwendungsfall (dürfen die Anwendungsfälle) 
nicht an die Existenz einer bestimmten Person (bestimmter Personen) 
gebunden sein; 

6. die Zahl der Fälle darf unbestimmt sein. Insbesondere wird gefordert, 
daß 

7. der Fall wiederholbar ist; 

8. die Menge von Anwendungsfällen und Adressaten sich ausdehnen oder 
verringern kann. 


Für Naturgesetze 


9. der Anwendungsbereich des Satzes darf sich nicht auf Objekte 
beschränken, die sich auf eine bestimmte Raum- und Zeitstelle ereig- 
nen; 

10. die Zahl der geprüften Anwendungsfälle darf nicht mit der Menge mög- 
licher Anwendungsfälle zusammenfallen, und insbesondere darf diese 
Menge nicht für weitere Ausdehnung geschlossen sein. 


Bedingung (9) kann, wie gesagt, nicht für Rechtsgesetze und Rechtsregeln 
(Raum-Allgemeinheit) gefordert werden. Bedingung (10) ist mit den Bedin- 
gungen (7) und (8) vergleichbar. 


Die Möglichkeit, diese Bedingungen in einer epistemischen Terminologie 
zu formulieren, wird von einigen Autoren übersehen.“ Die Kritik an den 
syntaktischen, semantischen und pragmatischen Bedingungen ist aber nicht 
auf die in epistemischen Ausdrücken formulierten Bedingungen anwendbar. 
Wir können fordern, daß derjenige, der ein Rechtsgesetz oder eine Rechtsre- 
gel formuliert oder einen Satz als solchen bezeichnet oder verwendet, weiß 
oder wissen könnte, daß die Zahl der Personen oder Fälle unbestimmt ist. 
Wenn diese Zahl der Personen oder Fälle bekannt oder erkennbar ist, dann 
dürfen wir den Satz nicht als formal allgemein und nicht als ein Rechtsge- 
setz oder eine Rechtsregel bezeichnen. 


Die erwähnten rechtswissenschaftlichen IA-Bedingungen können zum 
Beispiel folgendermaßen in einer epistemischen Terminologie formuliert 
werden: 


Wenn jemand einen Satz (oder eine Satzsequenz) formuliert oder verwen- 
det, dann weiß er oder kann er wissen, daß: 


— der Anwendungsbereich sich nicht auf eine(n) bestimmte(n) oder indivi- 
duelle(n) Person oder Fall (bestimmte oder individuelle Personen oder 
Fälle) beschränkt; 


#2 Beispielsweise Hempel und Stegmüller. 
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— der Fall (die Fälle) nicht an die Existenz einer bestimmten Person 
(bestimmter Personen) gebunden ist (sind); 

— die Zahl der Fälle unbestimmt ist, insbesondere daß 

— der Fall sich wiederholen kann; 

— die Menge von Anwendungsfällen und Adressaten sich ausdehnen oder 
verringern kann, 


damit der Satz als „(indirekt) formal allgemein“ bezeichnet werden kann. 


Mittels der erwähnten Bedingungen ist die „formale Allgemeinheit“ prä- 
zisiert worden. Werden diesen Bedingungen und den sonstigen Bedingungen 
entsprochen, dann kann ein Satz oder eine Satzsequenz als ein Rechtsgesetz 
oder als eine Rechtsregel bezeichnet werden.“ 


Die DA- und IA-Bedingungen werden schon seit langem in der Rechtspra- 
xis verwendet, um Gesetze im materiellen Sinne und Rechtsregeln von ande- 
ren Regelungsformen und Rechtsbegriffen zu unterscheiden. Es stellt sich 
heraus, daß die Kritik an der formalen Allgemeinheit sich nicht behaupten 
läßt, und daß dieser Begriff als Merkmal des materiellen Gesetzes und der 
Rechtsregel verwendet werden kann. So kann der materielle Gesetzesbegriff 
auch benutzt werden, um das materielle Objekt der Gesetzgebungstheorie 
zu bestimmen. 


43 Mit den sonstigen Bedingungen sind die Bedingungen gemeint, die den recht- 
lichen Charakter der Gesetze und Regeln bestimmen. 


